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Zusammenfassung: Massenproteste gegen Austerität haben viele europäische 
Länder in den Jahren nach der Finanzkrise gekennzeichnet. Diese Auseinander-
setzungen haben ebenfalls Interaktionen zwischen sozialen Bewegungen und 
rechtlichen Institutionen geprägt. Basierend auf dem Beispiel der „Rechtspre-
chung der Krise“ in Portugal wird in diesem Artikel eine theoretische Reflexion 
entwickelt, die sowohl die Grenzen des Rechtsmobilisierungsansatzes aufzeigt, 
als auch Forschungsansätze für eine materialistische Interpretation der Rechts-
form anbietet. Dieser Ansatz verdeutlicht den widersprüchlichen Charakter der 
Anwendung von rechtlichen Strategien durch soziale Bewegungen.

Abstract: Mass protests against austerity have marked many European countries 
in the time after the financial crisis. These disputes also shaped interactions 
between social movements and legal institutions. Based on the example of the 
“jurisprudence of the crisis” in Portugal, this article reflects on the limits of the 
legal mobilization approach for the theorization of interactions between move-
ments and juridical institutions. Consequently, it offers an alternative approach 
based on a materialistic interpretation of the legal form and emphasizes the ambi-
guities that arise from social movements’ resort to legal strategies as means of 
mobilization.
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1  Einführung
Transnationale Massenproteste haben die Jahre nach der Finanzkrise ab 2010 
weltweit gekennzeichnet (u.  a. Fominaya/Cox 2013; Della Porta 2015).¹ Im europäi-
schen Kontext nahmen der Anti-Austeritätsdiskurs und die daran anknüpfenden 
Bewegungen einen zentralen Raum ein. Die Indignados in Spanien² oder Precá-
rios in Portugal wollten nicht nur eine „andere Demokratie“ in der Praxis umset-
zen, sondern reagierten auf die von staatlichen Institutionen vorangetriebenen 
Reformprojekte mit der Botschaft: Die Zivilgesellschaft wird die wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Krise nicht allein tragen (vgl. Allende 2016; Baumgarten 2013). 
Im Fall Portugals prägte diese Forderung ebenfalls die Auseinandersetzungen im 
Rahmen der rechtlichen Institutionen.

Zwischen 2011 und 2014, als die portugiesische Finanzkrise ihren Höhepunkt 
erreichte, hatte das Verfassungsgericht  – Tribunal Constitucional (TC)  – eine 
Reihe von Urteilen erlassen und damit bestimmte Sparmaßnahmen für verfas-
sungswidrig erklärt (vgl. von Homeyer/Kommer 2013; Coutinho 2017). Diese Ent-
scheidungen, welche die Regierung unter Druck setzten, neue Verhandlungen 
mit den Institutionen der „Troika“ aufzunehmen, können nicht unabhängig von 
den sozialen Mobilisierungen analysiert werden (vgl. Fasone 2014; Engelhardt 
2017). Das portugiesische Verfassungsgericht zeigte sich responsiv gegenüber 
den Protesten auf den Straßen und erwies sich als Vermittlungsort unterschied-
licher Interessen: Einerseits der empörten Bürger*innen, die keine weiteren Ein-
schränkungen ihrer Arbeitnehmer*Innenrechte mehr hinnehmen wollten; ander-
seits der Regierung, die die vorgesehenen Ziele für die Staatsverschuldung und 
Finanzdefizite entsprechend der europäischen Richtlinien einhalten musste, 
um weitere Kredite aufnehmen zu dürfen (ebd.). In diesem Sinne legte das Ver-
fassungsgericht Portugals ein Veto gegen bestimmte Sparmaßnahmen ein und 
beteiligte sich dabei als aktiver Akteur am politischen Entscheidungsprozess zur 
Umsetzung der Austeritätspolitik (vgl. Coutinho 2017).

Anhand des portugiesischen Beispiels theoretisiert dieser Artikel die Rolle 
rechtlicher Institutionen in ihrer Interaktion mit sozialen Bewegungen und 
nimmt darüber hinaus die Struktur der Rechtsform in den Blick. Institutionen des 
Staats und der Justiz werden stetig mit den von sozialen Bewegungen artikulier-

1 Spanien war einer der am meisten diskutierten Fälle. Diese Proteste finden aber sowohl im 
globalem Norden als auch im globalen Süden statt. Eine Rekonstruktion des Stands der For-
schung zu Anti-Austeritäsprotesten übersteigt das Ziel dieses Beitrags, kann aber z.  B. den vielen 
Beiträgen des FJSB und des Journal Social Movements Studies zum Thema entnommen werden.
2 Zu den Protesten in Spanien und den Assembleas vgl. Lorey 2012, 2016; Candeias/Vöpel 2013; 
Fominaya/Cox 2013.
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ten Anliegen konfrontiert. Nicht selten gelten rechtliche Instanzen als locus der 
Austragung politischer Auseinandersetzungen. Strategisch setzen Bewegungen 
die vorhandenen Rechtsmittel ein, um sich Gehör in der Öffentlichkeit zu ver-
schaffen, drastische Missstände zu skandalisieren, oder in Fällen von gewalttäti-
gen Konfrontationen, Aktivist*innen im Rahmen von Strafverfolgungsverfahren 
zu schützen oder zu verteidigen (z.  B. Kaleck/Saage-Maaß 2010; Fischer-Lescano/
Möller 2012; Saage-Maaß/Rau 2015). Dies wird in der rechtssoziologischen Debatte 
häufig unter den Bezeichnungen „Rechtsmobilisierung“ oder „Strategische Pro-
zessführung“ diskutiert. Wie in Abschnitt drei des Artikels dargelegt, lassen diese 
Ansätze mit ihren vielfältigen Interpretationen jedoch Leerstellen für die Analyse 
des widersprüchlichen Charakters des Rechts, was in den Interaktionen mit sozia-
len Bewegungen besonders zu beobachten ist.

Wie oben erwähnt, sind diese Interaktionen nicht ohne Ambivalenz. Mate-
rialistische Rechtstheorien haben seit längerer Zeit den widersprüchlichen und 
klassenzentrierten Charakter der Rechtsform bloßgelegt.³ Aus ihrer Perspektive 
lässt sich behaupten, die Rechtsform verdecke und neutralisiere durch ihre Abs-
traktheit, ihre Verfahrensweise und das Konstrukt eines individuellen und iso-
lierten Rechtssubjekts die politischen Auseinandersetzungen.⁴ Andersherum 
beweisen die Erfahrungen von sozialen Bewegungen (wie z.  B. der US-Bürger-
rechtsbewegung) und deren gelungene Kämpfe um Rechte, dass eben dieser 
widersprüchliche Charakter des Rechts ein poröses Gewebe für die Verarbeitung 
gegenhegemonialer Interessen bietet (Buckel 2007, 2008a, b). Rechtliche Institu-
tionen prozessieren sozial-relevante Forderungen von kollektiven Akteur*innen 
und liefern in manchen Fällen unmittelbare Antworten auf Ansprüche, die bei 
anderen staatlichen Institutionen kein Gehör finden. Die Urteile des portugiesi-
schen Verfassungsgerichts konditionieren letztlich das Handeln von Institutio-
nen der Exekutive und Legislative als ausführende Organe, deren weitere Ent-
scheidungen entweder im Einklang mit den Ansprüchen sozialer Bewegungen 
stehen oder neue Konfrontationen eröffnen. Diese Annahmen werden in viertem 
Abschnitt dieses Artikels diskutiert und bilden die Basis für weitere Überlegungen 
zu den Potenzialen des Einsatzes von Rechtsmitteln durch soziale Bewegungen. 
Dabei werden Formen der Rechtsmobilisierung jenseits der strategischen Prozess-
führung beleuchtet, und es wird bewertet, inwiefern sie einen emanzipatorischen 
Beitrag vermittels des Rechts leisten können.

3 Dazu z.  B. Maihofer 1992; Paschukanis 2003; Rechtskritik 2017; Buckel 2007.
4 Ebenfalls Buckel 2007. Darüber hinaus sind die Beiträge der feministischen deutschsprachigen 
Rechtstheorie und Rechtssoziologie diesbezüglich relevant, vgl. z.  B. Holzleithner 2008; Elsuni 
2009; Fuchs 2010, 2012; Kocher 2010.
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2  Sparmaßnahmen, soziale Bewegungen und das 
Verfassungsgericht: Der Fall Portugal

Portugal galt als Land, das von der globalen Finanzkrise 2008 besonders betroffen 
war (vgl. Lourtie 2011: 62  ff). Die damalige, durch die sozialistische Partei geführte 
Regierung war mit gravierenden Problemen, wie einem Mangel an Wirtschafts-
krediten und steigender Arbeitslosigkeit, konfrontiert.⁵ Die Reaktion der Regie-
rung auf die Krise umfasste eine Reihe von Kürzungsmaßnahmen, vor allem im 
öffentlichen Sektor, welche Arbeitnehmer*Innenrechte beschnitten, sowie Haus-
haltseinschnitte beim Gesundheitswesen, im Bildungssystem und in der Sozial-
versicherung (Varela 2012; Lühmann 2015). Das „Rettungsprogramm“ wurde 
vom Internationalen Währungsfonds, der Europäischen Union sowie der Euro-
päischen Zentralbank in Verhandlungen mit der portugiesischen Regierung aus-
gearbeitet. Diese Austeritätsmaßnahmen bedeuteten indes weitere Hindernisse 
für den Zugang zu grundlegenden sozialen Rechten in einer bereits von scharfen 
Ungleichheiten geprägten Gesellschaft (vgl. Baumgarten 2013; Martins 2015). Die 
Reformen wurden daher von einer Vielzahl sozialer Akteur*innen – soziale Bewe-
gungen, Gewerkschaften, NGOs – mittels Protest bekämpft (u.  a. Estanque 2014; 
Varela et al.  2013), die zu einer Politisierung der Gesellschaft beitrugen. Infol-
gedessen gelang es Bewegungen und politischen Gruppen, eine kritische Hinter-
fragung des „Pro-Austeritätsdiskurses“ zu erzwingen und die Implementierung 
von Austeritätsmaßnahmen zu erschweren oder wenigsten zu verlangsamen 
(ebd.; Engelhardt 2017a; Duarte/Baumgarten 2015).

Reaktionen auf die Austeritätspolitik gab es jedoch nicht nur auf der Straße. 
Das Verfassungsgericht Portugals wurde ebenfalls angerufen, in einer Reihe von 
mehr als zehn Verfassungsbeschwerden über die Verfassungsmäßigkeit unter-
schiedlicher Maßnahmen zu entscheiden (vgl. Canotilho/Violante/Lanceiro 2015; 
Maduro/Pierdominici/Frada 2017). Seine zwischen 2012 und 2015 erlassenen 
Urteile kippten indes nicht nur einmalig den „Sparhaushalt“, sondern hatten 
weitreichende Folgen. Sie werden daher in der rechtswissenschaftlichen Literatur 

5 Seit 2015 wird Portugal von einer Minderheitsregierung geführt. Die sozialistische Partei (Par-
tido Socialista – PS, mitte-links) kann ihre Politik dabei vor allem auf die Tolerierung durch zwei 
andere kleine linke Parteien (der kommunistischen Partei – Partido Comunista, PCP – und dem 
Linksblock  – Bloco de Esquerda, BE) stützen. Vor der Krise war Portugal  – wie andere euro-
päische Länder  – von einem Zweiparteiensystem geprägt: der PS und der PSD (Sozialdemo-
kratische Partei, Partido Social Democrata, mit einer konservativ-liberalen Ideologie). Andere 
kleine Parteien existieren ebenfalls in Portugal, spielen aber eine weniger relevante Rolle bei den  
Wahlen.
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überwiegend in drei Phasen eingeordnet:⁶ Die erste Phase umfasst die Entschei-
dungen zwischen 2010 und 2011, in denen die Arbeitsreformen und die daraus 
folgenden Lohnkürzungen des öffentlichen Sektors vom Verfassungsgericht 
bestätigt wurden.⁷ In einem zweiten Moment stellte das Gericht die Verfassungs-
widrigkeit bestimmter Maßnahmen fest – aber mit aufschiebender Wirkung für 
den nächsten Haushalt. Das bedeutete praktisch, dass die Regierung die vorgese-
henen Maßnahmen im Rahmen der Arbeitsreform implementieren durfte, aber 
nur für den Haushalt von 2012.⁸ Ab 2013 erklärten erste Urteile dann unterschied-
liche Maßnahmen des Sparprogramms für verfassungswidrig.⁹ Sie charakterisie-
ren die dritte Phase rechtlicher Auseinandersetzung, in der die Entscheidungen 
des Verfassungsgerichts aus einer Mischung von Verboten und Erlaubnissen 
bestanden, welche die Regierung letztendlich zwang, auf bestimmte Maßnahmen 
zu verzichten – so z.  B. auf weitere Lohnkürzungen im öffentlichen Sektor (vgl. 
Martins 2015).

Die entsprechenden Anträge auf verfassungsrechtliche Überprüfung der Reform-
gesetze wurden einerseits vom portugiesischen Staatspräsidenten und dem Vor-
sitzenden des Parlamentes gestellt, andererseits vom Ombudsmann auf Initiative 
progressiver politischer Parteien, wie der sozialistischen Partei oder dem Links-
block. Soziale Bewegungen verfügten gemäß der portugiesischen Verfassung 
dagegen nicht über die rechtliche Kompetenz, eine Verfassungsbeschwerde 
zu erheben (Vgl. Rathenau 2013: 13; Constitutição da República Portuguesa, 
Art. 222  ff.). In diesem Sinne geschah die Interaktion zwischen sozialen Bewegun-
gen und Gerichtsbarkeit vor allem in einer vermittelten Form: Bewegungen blieb 
der Weg des Protests und der Kritik in der Öffentlichkeit übrig, um organisierte 
Akteur*innen mit entsprechenden rechtlichen Kompetenzen zu einer Verfas-
sungsbeschwerde zu bewegen. Sie waren in der Lage, mittels breiterer Demons-
trationen, während derer sie die dramatische Lage der portugiesischen Bevölke-
rung skandalisierten, eine Form von Druck auf die politischen und rechtlichen 
Institutionen auszuüben und Veränderungen im Kurs der Austeritätspolitik zu 
verlangen: Die Verfassungsinitiativen der politischen Akteur*innen vermittelten 
die Forderungen der Proteste in Form von Anträgen an das Verfassungsgericht. 

6 Die Literatur zur Rechtsprechung der Krise ist sehr umfassend, vgl. Ribeiro/Coutinho 2014; 
Fasone 2014; Kilpatrick/De Witte 2014; Fabbrini 2014; Martins 2015; Canotilho/Violante/Lanceiro 
2015.
7 Urteile (Acórdão) 399/2010 und 396/2011.
8 Urteil  (Acórdão) 353/2012.
9 Weitere wichtige Urteile: Acórdão 187/2013, Acórdão 474/2013, Acórdão 862/2013. Alle Urteile 
stehen Online zur Verfügung unter: http://www.tribunalconstitucional.pt/tc/home.html.
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Und deswegen mussten sich auch die Richter*innen mit den stark mediatisierten 
Forderungen der (teilweise vor dem Gerichtsgebäude) Demonstrierenden be- 
fassen.

Die Beschlüsse des Verfassungsgerichts können in diesem Sinne als Ein-
trittspunkt für die Stimme „äußerer Akteur*innen“ interpretiert werden, die im 
Beschlussverfahren gewöhnlich nicht repräsentiert sind. Obgleich sie nicht alle 
Maßnahmen für verfassungswidrig erklärten, konnten die Beschlüsse des Verfas-
sungsgerichts doch die gesellschaftliche Empörung in das Verfahren übersetzen. 
Entgegen des Vorwurfs, die Rechtsprechung sei daher Resultat eines „juridischen 
Aktivismus“, taten die Urteile des Verfassungsgerichts zwar teils nicht mehr als 
bestimmte Grundrechte aufrechtzuerhalten (vgl. von Homeyer/Kommer 2013).¹⁰ 
Doch mussten alle folgenden Sparmaßnahmen ihrem Inhalt genügen. Somit 
konnten bestimmte Beschneidungen von Arbeitnehmer*innenrechten nicht 
länger durchgesetzt werden (vgl. Coutinho 2017).

3  Herausforderungen für die Debatte zur 
Rechtsmobilisierung

Die skizzierte rechtliche Auseinandersetzung um die Austeritätspolitik in Por-
tugal wirft Fragen nach den Interaktionsprozessen zwischen rechtlichen Insti-
tutionen und sozialen Bewegungen auf, die häufig unter dem Label „Rechts-
mobilisierung“ diskutiert werden. Aktuell zeichnet sich im deutschsprachigen 
Raum eine Revitalisierung der Debatte zur Rechtsmobilisierung ab. Diese stellt 
sich als Wiederbelebung der schon längst in den USA betriebenen Auseinan-
dersetzung über das politische Potenzial der Aufarbeitung politisch und sozial 
relevanter Fragen durch Obergerichte dar, wie zum Beispiel in der Bürgerrechts-
bewegung der 1950er Jahre.¹¹ In Anbetracht der zunehmenden Rolle engagierter 
Rechtsanwält*innen in den Bereichen von Migrations-, Arbeits- und Sozialrecht 
und in der Bearbeitung von Menschenrechtsverstößen durch Unternehmen, ist 
diese Debatte im derzeitigen europäischen Kontext höchst aktuell.¹² Die strate-

10 Wie Martins (2015) argumentiert, stellten sie eine notwendige Reaktion auf die Intensivie-
rung der Maßnahmen zur Lohnkürzung und auf die Überbelastung des öffentlichen Sektors dar.
11 Zur Debatte über die Bürgerrechtebewegung in den USA, siehe z.  B. McAdam 1999. Zur 
Debatte über Rechtsmobilisierung, siehe Cummings 2018; Vestena 2017.
12 Bei diesen Fällen spielen Rechtsanwält*innen eine zentrale Rolle sowohl für die Praxis als 
auch für die theoretische Konzeptualisierung des Begriffs „Strategische Prozessführung“ (siehe 
z.  B.: Kaleck/Saage-Maaß 2010; Saage-Maaß/Rau 2015).
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gische Führung von rechtlichen Verfahren wird gerade Gegenstand kritischer 
Reflexion (vgl. Kaleck 2018). Ihr Fokus liegt dabei vor allem auf der Unter-
suchung strategischer Klageführung, der Frage nach der Gemeinnützigkeit der 
Rechtsverfahren (z.  B. ob individuell geführte Klagen dem Gemeinwohl dienen) 
sowie der Analyse von „politisierten“ rechtlichen Tätigkeiten, die in adminis-
trativen Institutionen ausgeübt werden. Dieses Spektrum spiegelt letztlich eine 
Kombination von Praxen wider, die den politischen Charakter des Rechts auf-
zeigen. Darüber hinaus problematisieren Autor*innen die Auswirkungen indivi-
dueller rechtlicher Klagen in einem breiteren gesellschaftlichen Zusammenhang 
(z.  B. Müller 2011, 2016). Diese Forschungsperspektiven spielen eine wichtige 
Rolle innerhalb des juristischen Feldes, insbesondere der Rechtssoziologie. Sie 
dienen einerseits der Anerkennung dieser Praxen, andererseits zeigen sie ihre 
Grenzen und Herausforderungen auf. Zugleich wirken sie als Incentive für die 
politisch-engagierte Arbeit von Jurist*innen (z.  B. Kaleck/Saage-Maaß 2010; 
Fuchs 2010). Allerdings bleibt die Diskussion häufig auf den Rahmen der selbst-
reflexiven und bereits kritischen Communities engagierter Jurist*innen be- 
schränkt.

In diesem Sinne gibt es in dieser Debatte eine Überbetonung der konkreten 
Tätigkeit von Jurist*innen, die Verfahren begleiten oder „konstruieren“, ohne eine 
gleichwertige Analyse der spezifischen sozialen, politischen und wirtschaftlichen 
Konstellation, in der sich soziale Bewegungen, d.  h. die real Betroffenen von Men-
schenrechtsverstößen oder Träger*innen rechtlicher Ansprüche, befinden. Zuge-
spitzt argumentiert: Bewegungen werden aufgrund des analytischen Fokus auf 
rechtlichen Praxen in ihrer Komplexität kaum berücksichtigt.

Für die Bewegungsforschung stellt sich ebenfalls eine Herausforderung. Sie 
fokussiert vorwiegend auf die Spitze der Proteste, auf den Moment der starken 
Mobilisierung, in dem soziale Akteur*innen ihre Kritik gegen die Institutionen 
artikulieren und der Konflikt offensichtlich ausgetragen wird. Daraus entste-
hen typisch analytische Wege. Einer ist die Beschreibung der Mobilisierungs-
formen, ihrer Teilnehmenden, Slogans, performativen Akte und Widerstands-
strategien. Dadurch wird es möglich zu erschließen, wie die Bewegungen sich 
intern organisieren, wie sie ihre Diskurse „framen“, auf welche Ressourcen sie 
zugreifen können und letztendlich wie sie die Proteste gegenüber den staatli-
chen Institutionen und anderen sozialen Akteur*innen ausführen (siehe u.  a. 
McCarthy/Zald 1977; Benford/Snow 2000; McAdam/Tarrow/Tilly 2001; Tilly/
Tarrow 2006; Kern 2008). Rechtliche Strategien werden allerdings unter diesem 
Blickwinkel bestenfalls auf unmittelbare Ergebnisse von Rechtsstreitigkeiten 
reduziert. Die Einbettung dieser Prozesse in einen breiteren gesellschaftlichen 
Zusammenhang, der die Analyse der rechtlichen Strategien der Bewegungen in 
ihrem politischen Kontext ermöglicht, bleibt mit einigen wichtigen Ausnahmen  
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aus.¹³ Aus der Debatte um „Rechtsmobilisierung“ folgt indes, dass diese Strate-
gien einer langfristigen Untersuchung bedürften: Juristische Verfahren haben 
aufgrund der Eigendynamik des Rechts selbst (argumentative schriftliche Aus-
einandersetzungen, unterschiedliche Schritte des Verfahrens, Anhörungen bis 
zur Entscheidungsphase u.  a.) eine von den Protestzyklen sozialer Bewegungen 
abgesonderte zeitliche Dimension. Den Einsatz rechtlicher Strategien durch 
soziale Bewegungen zu begreifen, erfordert daher eine kontinuierliche und lang-
fristige Auseinandersetzung mit den Verfahren, die weit über den Moment des 
Protests hinausgehen.

In diesem Sinne sollte es angestrebt werden, soziale Mobilisierung in einer 
anderen Zeitskala zu denken (Engelhardt/Moore 2017): Jenseits von Protest-
spitzen, tragen langfristige soziale Kämpfe auf dem rechtlichen Terrain etwa zur 
Kristallisierung neuer Rechtsfiguren bei, die (gleichwie in Verfassungen verankert 
oder nicht) als diskursive Ausrüstung die Kämpfe sozialer Bewegungen inmitten 
des rechtlichen Terrains unterstützen können. Um dieses Potenzial und ebenfalls 
die Grenze des Einsatzes von Rechtsmitteln zu begreifen, ist eine materialistische 
Betrachtung der Rechtsform aufschlussreich.

4  Die Eigenlogik des Rechts: Das Rechtliche als 
Terrain der Kämpfe um Hegemonie

Kritische und materialistische Rechtstheorien haben die ambivalente Rolle des 
Rechts und seiner Eigenlogik hinsichtlich sozialer Auseinandersetzungen her-
vorgehoben (vgl. Buckel 2007, 2008b): Einerseits wird das Recht als Grundlage 
für autoritäre Praxen des Staats sowie Voraussetzung seiner gesellschaftlichen 
Legitimität analysiert (Bruff 2014; Oberndorfer 2016). Im Gegensatz dazu – jedoch 
in der gleichen Eigenlogik – gilt das Recht als Ort des Widerstands, in dessen 
Raum „juristische Intellektuelle“ (Buckel 2007: 150, 306) von unterschiedlichen 
rechtlichen Strategien Gebrauch machen können, mit dem Ziel, sozial benach-
teilige Gruppen und soziale Bewegungen in ihren Forderungen zu unterstützen 
(vgl. Buckel 2013). In Anlehnung an Buckel (2013: 37) sind Gerichtshöfe „Orte der 

13 Der political opportunity structures-Ansatz zielt darauf ab, gesellschaftliche Zusammenhänge 
für die Analyse sozialer Bewegungen und ihrer Entstehungsbedingungen zu untersuchen. Trotz 
der Erkenntnisgewinne dieses Ansatzes bleibt der Fokus m.  E. überwiegend auf einer analyti-
schen Meso-Ebene. Dabei zeigen sich Grenzen für eine theoretische Reflexion über die Rechts-
form. Für weitere kritische Auseinandersetzungen mit dem POS-Ansatz, siehe z.  B. Laubenthal/
Leggewie 2007: 30  ff.; Haunss 2004: 27  ff.
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Ausarbeitung hegemonialer Projekte“ und gleichzeitig bedeuten sie einen „Auf-
schub der Macht“, insofern auch hegemoniale Projekte sich auf die argumentative 
und diskursive Logik des Rechts und auf ihre Universalisierungs-Struktur ein-
lassen müssen und deswegen ihre Interessen nicht willkürlich oder unmittelbar 
einsetzen können.¹⁴ Gegenhegemoniale Projekte können sich in dieses Terrain 
ebenfalls einschreiben, indem progressive soziale Bewegungen mit dem Einsatz 
von Rechtsmitteln und unter Rückgriff auf die progressive Rechtsprechung inter-
nationaler und transnationaler Gerichtshöfe zum Beispiel staatliche Institutionen 
zur Verantwortung ziehen können, ihren Forderungen nachzugeben (vgl. Buckel 
2008b: 70) oder bestimmte negative Maßnahmen zu blockieren.

Eine hegemonietheoretische Betrachtung des konkreten Zusammenhangs, 
in dem sich Kämpfe um Rechte entfalten, ist in jedem Fall nicht nur deskriptiv 
wichtig, sondern auch analytisch gewinnbringend. Dabei kann gezeigt werden, 
dass anscheinend rein formal-rechtliche Streitigkeiten, eigentlich immer einen 
gesellschaftlichen Konflikt in transformierter Form zum Gegenstand haben. 
Sofern die Rechtsform als „materielle Verdichtung gesellschaftlicher Kräftever-
hältnisse“ zu verstehen ist, wird es sich dabei dann nicht mehr um „die normative 
Frage des Rückgriffs auf das Recht“ handeln, sondern um die strategische Frage 
nach der Arbeitsweise jedes Rechts – danach, wo genau soziale Akteur*innen 
ihre Forderungen vorbringen oder worauf sie zurückgreifen, um ihre Rechte 
durchzusetzen (Buckel 2008b: 56). Dieser Ansatz baut auf der Prämisse des 
Rechts als Rechtsform mit widersprüchlicher Grundstruktur auf – als Potenzial, 
aber zugleich auch als Barriere für politische Interessenartikulation. Gleichzeitig 
erfordert er eine langfristige und historisch fundierte Analyse der Entfaltung von 
Bewegungen, damit die Klageführung, nicht nur als rein „rechtliches“ Moment 
verstanden wird, sondern auch als „politisches“ Moment im Rahmen eines Mobi-
lisierungsprozesses.

Die Untersuchung einer rechtspolitischen Auseinandersetzung erfordert 
die gemeinsame Betrachtung zweier auf unterschiedlichen Ebenen sich ent-
faltender Momente: Auf einer theoretisch-abstrakten Ebene liegt einerseits die 
Analyse des Rechts als Rechtsform in ihrer Grundstruktur und Eigenlogik sowie 
in ihrer Offenheit für hegemoniale Rechtskämpfe. Anderseits ist auf einer kon-
kreten-empirischen Ebene die Analyse der Lage und der Entwicklung sozialer 
Bewegungen, ihrer Forderungen und rechtlichen Strategien, verankert in ihrem 
gesellschaftlichen Zusammenhang, erforderlich. Dieser doppelte Anspruch stellt 

14 Mit „Universalisierungs-Struktur“ wird auf das Grundmerkmal bürgerlichen Rechts ver-
wiesen, alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu berechtigen. Das Prinzip umfasst das Streben 
nach formeller Gleichheit aller Rechtssubjekte und bietet dadurch eine strategische Ressource 
für soziale Bewegungen in ansonsten asymmetrischen sozialen Konflikten.
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eine Herausforderung für die Operationalisierung der Forschung dar. Ohne eine 
solche Bemühung aber besteht weiter das Risiko einer entweder nicht tiefgreifen-
den Betrachtung des rechtlichen Phänomens als politisch-gesellschaftliches oder 
einer Überbeleuchtung der konkreten Bewegungsstrategien abgesondert vom 
Gesamtbild der rechtspolitischen Auseinandersetzung (vgl. Buckel 2007; 2013).

5  Das ewige Dilemma: Der ambivalente Charakter 
der Anwendung des Rechts durch soziale 
Bewegungen

Die bisher vorgestellten Annahmen können mithilfe des Beispiels der rechtlichen 
Auseinandersetzung um die Austeritätspolitik in Portugal weiter ausgelotet 
werden. Anhand eines hegemonietheoretischen Ansatzes wäre zu erforschen, 
ob und in welchem Ausmaß die verfolgten Strategien und daraus entstandenen 
Ergebnisse im Rahmen der rechtlichen Konflikte die Grenzen des bloß strategi-
schen Einsatzes von Rechtsmitteln überschreiten. Aus dieser Perspektive wurden 
die Entscheidungen des portugiesischen Verfassungsgerichts nicht ohne Einfluss 
der Politik auf den Straßen und jenseits des öffentlichen und von den Verfas-
sungsrechten geprägten Diskurses getroffen. Somit wäre es möglich, die Urteile 
als Folge einer Konstellation von direkter und indirekter Interaktion zwischen 
sozialen Bewegungen und Institutionen zu interpretieren. Diese Interaktion, die 
sowohl Exekutive, Legislative, Judikative, also auch Parteien und Bewegungs-
akteur*innen involvierte, fand zunächst auf den Straßen in Form von Protesten, 
Kritik und politischen Konflikten statt. Dabei wurden erste Forderungen artiku-
liert und Allianzen gebildet. Im Laufe der Zeit wurden diese Forderungen dann 
in die Form von rechtlichen Klagen übersetzt. Dafür bedurfte es Akteur*innen 
mit rechtlicher Kompetenz, eines entsprechenden rechtlichen Rahmens und 
juristischer Expert*innen. Das heißt, es entstand eine grundlegend andere Inter-
aktionsform mit teilweise neuen Akteur*innen und Strategien.

Wird eine rechtliche Klage erhoben, verschiebt sich zudem der Konflikt-
charakter. Gerichte prozessieren den Konflikt nach der Verfahrensweise und 
Eigenlogik des Rechts. Im Verlauf des Rechtsverfahrens werden politische Ele-
mente durch die Normen und die Rechtsprechung abstrahiert bzw. neutralisiert 
und es wird der Eindruck erzeugt, es ginge um keine politische Auseinander-
setzung mehr, weil selbstverständlich die rechtlichen Entscheidungen lediglich 
der etablierten Rechtsprechung folgen oder aus dem genauen „Wortlaut“ der 
Normen abgeleitet werden können. Dennoch kann, wie oben ausgeführt, anhand 
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eines materialistischen Verständnisses der Rechtsform der politische Charakter 
dieser Verfahren nicht verdeckt bleiben. Bei der rechtlichen Auseinanderset-
zung um die Austeritätspolitik in Portugal wird diese Ambivalenz deutlich: Es 
handelte sich dabei nicht nur um die unmittelbare strategische Anwendung von 
geeigneten Rechtsmitteln durch soziale Bewegungen. Vielmehr ging es um einen 
bedeutsamen politischen Wendepunkt, in dessen Rahmen eine politisierte Kon-
stellation gesellschaftlicher Akteur*innen ihre Forderungen erkämpfte, indem sie 
sich Gehör durch rechtliche Institutionen verschaffte. Dennoch stützten sich die 
Urteile des Verfassungsgerichts formal lediglich auf vergangene Interpretations-
muster des Gerichts, ohne den offensichtlichen politischen Konflikt überhaupt zu 
erwähnen. Die Analyse der Interaktionsformen zwischen sozialen Bewegungen 
und rechtlichen Institutionen im Rahmen der Anti-Austeritätsproteste unter-
streicht somit den widersprüchlichen Charakter der Anwendung des Rechts durch 
soziale Bewegungen: Ihre Mobilisierung wird z.  B. durch Ergebnisse des Verfah-
rens abstrahiert und entpolitisiert. Immerhin steht den sozialen Bewegungen die 
strategische Entscheidung offen von anderen politischen Akteur*innen zu ver-
langen, ihre Forderungen innerhalb des Rechtssystems zu erkämpfen. Dies zeigt 
die politischen Merkmale dieser Praxen und ihr strategisch-emanzipatorisches 
Potenzial jenseits der Neutralität des Rechtsdiskurses auf.

Die Ambivalenz des Rechts ist indes kein Alleinstellungsmerkmal des hier 
geschilderten Falls: Sie stellt die Grundstruktur der Rechtsform dar. Diese Ein-
sicht ist eine Grundvoraussetzung, um den politischen Charakter der Interaktio-
nen zwischen sozialen Bewegungen und rechtlichen Institutionen offenzulegen. 
Gleichzeitig bietet sie einen Ausgangspunkt für empirische Forschungen zu den 
Grenzen und Potenzialen von rechtlichen Institutionen als Wirkungsräumen für 
(sowohl progressive – aber auch konservative) soziale Bewegungen. Fest steht: 
Rechtliche Institutionen können für selbige wichtige Orte politischer Auseinan-
dersetzungen in der spezifischen Form des Rechtlichen bieten. Hierauf dürfen 
soziale Bewegungen nicht verzichten. Gleichzeitig birgt das rechtliche Terrain 
aber auch das Risiko, dass seine spezifische Arbeitsweise soziale Kämpfe abs-
trahiert, entpolitisiert und neutralisiert. Diese Fallstricke dürfen soziale Bewe-
gungen ebenfalls nicht ignorieren.

Carolina Alves Vestena ist Juristin und Politikwissenschaftlerin. Sie arbeitet an der Universität 
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